
448  / S. 30 · 9 / 2011 Kreditwesen

Jetzt Portugal, und … schließlich  
das EWS?

Michael Altenburg

Dass sich Portugal am Ende doch noch un
ter den europäischen Schutzschirm retten 
würde, wird offiziell allerseits gutgeheißen, 
vor allem die bislang ungeschorenen Gläu
biger sind erst einmal erleichtert. An
sonsten setzt es schärfste Kritik. Die por
tugiesische Regierung trat schon zurück, 
bevor sie sich mit der Auferlegung zusätz
licher Sparmaßnahmen gedemütigt sieht, 
nachdem ein freiwilliger erster Einstieg in 
diese Richtung vom Parlament in Lissabon 
verweigert worden war. Die deutsche 
Wähler schaft weiß, dass ein Drittel der 
rund 80 Milliarden Euro Hilfsmaßnahmen 
erneut von Deutschland geleistet oder zu
mindest garantiert werden müssen. Sie 
hört unter anderem von Professor Hans
Werner Sinn, dass damit ein weiterer un
heilvoller Schritt in Richtung Transfer
union vollzogen wird. 

Konvergenz-Credo

Verfassungsrechtler und Politologen ver
langen Überprüfung beziehungsweise 
 Zurückweisung dieser gigantischen Ver
pflichtungen durch das Bundesverfas
sungsgericht. Gleichzeitig überbieten sich 
deutsche Politiker – in offensichtlicher 
Angst vor den schwer kalkulierbaren Aus
wirkungen eines ungeordneten Staats
bankrottes an der europäischen Peripherie 
– in gröbsten Androhungen einer dort 
nunmehr strikt einzuhaltenden Zucht und 
Ordnung, um den anschwellenden Zorn 
der Wähler von sich abzulenken. Derweil 
schnürt die von der EZB inzwischen einge
leitete Zinswende die Manövrierfähigkeit 
der Peripherieländer zusätzlich ein und be
schwört einen Kollaps des spanischen Hy
pothekenmarktes. 

Dass die EUAgrarmarktordnung und auch 
die EURaumordnungspolitik bereits seit 
Jahrzehnten jene angeblich erst drohende 
Transferunion längst hergestellt haben und 

praktizieren, wissen zwar viele auch ir
gendwie, aber das ist im Klartext nicht 
kommuniziert, jedenfalls in seinen Impli
kationen nie verdolmetscht worden, wes
wegen sogar ein sonst umsichtiger Experte 
wie HansWerner Sinn nach wie vor analy
siert und urteilt, als ginge es noch immer 
nur um die deutsche Nationalökonomie 
und nicht um eine Gemengelage von mehr 
als zwei Dutzend inzwischen stark interde
pendenten Volkswirtschaften. Die Einfüh
rung einer europäischen Gemeinschafts
währung ist schon vor inzwischen fast 20 
Jahren von zahlreichen renommierten 
Ökonomen als Fehlentscheidung kritisiert 
worden. Aber jahrelang lief es scheinbar 
ganz gut mit dem durch den Euro erleich
terten Integrationsprozess eines europäi
schen Binnenmarktes.

Dass der Prozess der zunehmenden euro
päischen Integration auf fast allen Gebie
ten, jedenfalls aber ökonomisch, also etwa 
in Bezug auf die internationale Wettbe
werbsfähigkeit der EU eindeutig und über
wiegend von Vorteil sei, gehört zu den sel
ten hinterfragten Grundüberzeugungen 
der Brüsseler Eurokraten. Krisen und Rück
schläge sollen sich gerade durch unbeirrt 
vorangetriebene Integration ihre eigenen 
Lösungen schaffen. Während sich der in
zwischen aus 27 Ländern bestehende Staa
tenbund mit über 500 Millionen Einwoh
nern zu einem zunehmend komplexen und 
unübersichtlichen Gebilde entwickelt, hat 
der subjektive Überzeugungsgrad des in 
Brüssel herrschenden KonvergenzCredos 
im Laufe der Jahre eher noch zugenom
men. Man sieht sich auf dem Wege der 
Vernunft, sozusagen Arm in Arm mit dem 
– vom gelegentlichen Gejohle des Pöbels 
unangefochten – fortschreitenden Hegel
schen Weltgeist, der erst dann zur Ruhe 
kommen wird, wenn der einheitliche und 
homogene europäische Bundesstaat end
lich Wirklichkeit geworden sein wird. 

Orientierungslosigkeit der Politik

Derartige, nur leicht karikiert dargestellte 
Träume manch eines EUidealistischen Be
amten müssen natürlich platzen, wenn 
 unabweisbare Divergenzen, Ungleichge
wichte, sich verschärfende Diskrepanzen 
politische Sonntagsreden Lügen strafen 
und die Wiederwahl politisch Verantwortli
cher plötzlich in Frage stellen. Das ist also 
die zweite Angst der Politiker. Irland hat 
den Regierungswechsel infolge der Eurokri
se schon hinter sich, Portugal steht mitten 
drin, in Spanien ist er offiziell angekündigt 
und auch in Frankreich und Deutschland 
dräuen Fragezeichen und Unwägbarkeiten.

Bemerkenswert ist angesichts dessen die 
Orientierungslosigkeit der in einem offen

Michael Altenburg, Luzern

Lässt sich die Eurokrise auf die Peripherie-
länder beschränken? Reicht der europäi-
sche Schutzschirm aus? Wie groß werden 
die Belastungen für die einzelnen Länder 
ausfallen? Welche Auswirkungen haben 
die ständigen Diskussionen auf die politi-
sche Entwicklung in den Mitgliedstaaten? 
Fragen wie diese haben die Öffentlichkeit 
seit Beginn der Eurokrise immer wieder 
aufgeschreckt. Und der Tendenz nach ha-
ben die verantwortlichen Politiker immer 
wieder beschwichtigt, um dann doch wie-
der neue, weitergehende Maßnahmen be-
schließen zu müssen. Und die Marktteil-
nehmer und teils auch die Wissenschaft 
haben eher die Bedrohungsszenarien aus-
gemalt. Am Beispiel Portugal kons tatiert 
der Autor bei der Politik eine Orientie-
rungslosigkeit und mangelnden Mut,  
für Grundsätze und Konzepte standhaft 
einzutreten und bedauert die fehlende 
 Bereitschaft, in einer grundsätzlichen Kon-
zeptdebatte nach praktikablen Kompro-
misslinien zu suchen. (Red.)
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sichtlichen Dilemma befangenen Politiker. 
Jedem selbst nur vermuteten demosko
pischen Windchen vorauseilend, zergrübelt 
sich die Politik, ob das Risiko der drohen
den Wahlniederlage größer wird, wenn bei 
der nächsten Krise schon wieder nur die 
Banken zulasten der Steuerzahler rausge
hauen oder aber dann, wenn die Gläubiger 
endlich mit in die Pflicht genommen wer
den und das Finanzsystem dadurch wo
möglich erneut an den Rand einer globa
len Krise gerät. 

Es wäre natürlich naiv, einem Politiker vor
zuwerfen, auf die Chancen des Gewählt
werdens zu achten, bevor er inhaltlich 
 Position bezieht oder auch seine Positio
nierung anzupassen, wenn sich der Wäh
lerwille in eine andere Richtung weiter be
wegt. Das ist sicher „demokratischer“ als 
ein nur noch mit dem Weltgeist unterge
hakten Durchmarsch der Exekutive.

Mut und Standhaftigkeit gefragt

Was indessen im politischen Bereich zu
nehmend mangelt, sind Überzeugungen, 
Grundsätze, Konzepte sowie der Mut und 
die Standhaftigkeit, dafür einzutreten, da
für zu werben und dazuzustehen, auch 
wenn man nur Minderheiten mit ihnen er
reichen kann. Das war einmal die Aus
gangsposition der FDP. Und es ist ihr nicht 
gut bekommen, diese zugunsten einer 
imaginären volksparteilichen Mittelposi
tion zu verlassen. Auch die Politikwissen
schaften und die Politikberatung, allemal 
von der Demoskopie umzingelt und ver
sklavt, passen rundum.

Der Verhandlungsspielraum und der  
Goodwill nicht nur zur Lösung der 
Zukunfts prob leme des Europäischen Wäh
rungssystems, sondern auch zu einer neu 
auszutarierenden Governance zwischen 
Kommission und Ministerrat, ist zwischen 
der Antiposition der „National“Ökonomen 
zur europäischen Transferunion auf der ei
nen Seite und der KonvergenzIdeologie 
der europäischen Integrationisten auf der 
anderen Seite nahezu vollständig aufge
rieben. Kompromisspositionen zum Bei
spiel zum Ankauf gefährdeter peripherer 
Staatsanleihen zu einem starken Abschlag 
durch den Stabilitätsfonds wurden dem 
immer stärker werdenden AntiEURessen
timent geopfert. Gleichzeitig ist allen Be
teiligten klar, dass man weit von „der“ 
endgültigen Lösung entfernt ist und wei
tere „Unfälle“ à la Portugal keineswegs 

auszuschließen sind. Das gilt auch für  
eine unkoordinierte Staatsinsolvenz, einen 
missglückten Gläubiger BailIn oder, das 
wäre der GAU, ein synchrones Eintreffen 
dieser drei denkbaren Problemsituationen, 
was das plötzliche und unrühmliche Ende 
des EWS insgesamt bedeuten könnte.

Angesichts dessen ist die Belebung einer 
grundsätzlichen Konzeptdebatte überfäl
lig: Das EUKonvergenzMantra ist seit der 
Griechenlandkrise 2010 widerlegt. Ebenso 
verkennt die AntiTransferunionPosition 
die Realität der seit Jahrzehnten gewach
senen europäischen Interdependenzen. 
Aber warum nicht endlich wieder mehr Di
versität und Subsidiarität, mehr Transpa

renz und Accountability wagen? Die Wirt
schaftsstruktur der ehemaligen DDR wurde 
wegen der verfrühten Wirtschafts und 
Währungsunion mit der BRD bleibend be
schädigt. Umgekehrt hat das EUMit
gliedsland Polen unter Beibehaltung einer 
eigenen Währung seit Anfang der neun
ziger Jahre beeindruckende Fortschritte in 
seiner Wirtschaftsstruktur und internatio
nalen Wettbewerbsfähigkeit erzielt. Aus 
diesen Beispielen sind noch nicht alle Lek
tionen gelernt. Griechenland wird mit ei
genverantwortlicher Rückkehr zur Drach
me womöglich schneller auf die eigenen 
Beine zurückfinden als in der unzumut
baren Rolle des gedemütigten Aussätzigen 
der Eurozone. 


